
Auf den Kassationsantrag war somit das Urteil des 
Stadtgerichts wegen Verletzung des Gesetzes durch 
Nichtanwendung des § 1 StEG aufzuheben und die 
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
über die Berufung des Angeklagten gemäß § 312 Abs. 2 
StPO an das genannte Gericht zurückzuverweisen.

§§ 254, 255 StPO.
Das Strafbefehlsverfahren, das generell geringe gesell­
schaftliche Auswirkungen hat, ist immer dann verfehlt, 
wenn die Straftat auf einer Mißachtung der Regeln des 
unmittelbaren gesellschaftlichen Zusammenlebens be­
ruht und wenn zur Überwindung des ihr zugrunde lie­
genden Konflikts neben strafrechtlichen Sanktionen die 
Einbeziehung breiter Kreise der Werktätigen unerläß­
lich ist.
OG, Urt. vom 14. November 1961 - 2 Zst III 19/61.

Durch Strafbefehl des Kreisgerichts wurde der Beschul­
digte wegen Körperverletzung gern. § 223 StGB zu einer 
Geldstrafe von 250 DM verurteilt.
Dem Strafbefehl liegt im wesentlichen folgender Sach­
verhalt zugrunde:
Der Beschuldigte arbeitet seit 1957 als Maschinenschlos­
ser und zuletzt als Preßmeister in einem Kunstharz- 
preßwerk. Er leistet eine gute Arbeit in fachlicher Hin­
sicht und als Gemeindevertreter und Ratsmitglied 
sowie als Vorsitzender der Ständigen Kommission für 
Landwirtschaft und in der VdgB. Seine Beteiligung im 
NAW wird ebenfalls als gut bezeichnet.
Am 2. Februar 1961 wurde der Beschuldigte nach 
Arbeitsschluß durch den Zeugen P. gegen 20 Uhr noch­
mals in den Betrieb gerufen, um einen Maschinenscha­
den zu beseitigen. Gegen 23 Uhr stellte der Beschuldigte 
fest, daß der Zeuge W. nur an zwei Maschinen arbeitete 
und die dritte, deren Produktion dringend von einem 
volkseigenen Betrieb benötigt wurde, nicht bediente. 
Dadurch kam es zwischen dem Beschuldigten und dem 
Zeugen W. zu einer erregten Auseinandersetzung, in 
deren Verlauf der Beschuldigte dem Zeugen W. einen 
Faustschlag versetzte, durch den dieser einen Unter­
kieferbruch erlitt, der vorübergehende Arbeitsunfähig­
keit des Zeugen zur Folge hatte.
Der Präsident des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Republik hat die Kassation dieses 
Strafbefehls beantragt, weil er auf einer Verletzung des 
§ 255 Abs. 2 StPO durch das Kreisgericht beruhe.
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der vom Kreisgericht erlassene Strafbefehl verletzt das 
Gesetz (§ 255 Abs. 2 StPO). Nach dieser Bestimmung 
hat das Kreisgericht die Sache an den Staatsanwalt zu­
rückzugeben, wenn es Bedenken hat, sie durch Straf­
befehl zu entscheiden.
Solche Bedenken hätten dem Kreisgericht im vorliegen­
den Fall bei sorgfältiger Prüfung des Ermittlungsergeb­
nisses kommen müssen. Der sich danach ergebende 
Sachverhalt ist keineswegs so eindeutig, wie mit § 254 
Abs. 2 StPO verlangt wird. Der Staatsanwalt hätte 
demnach keinen Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls 
stellen dürfen.
Die Entscheidung einer Strafsache durch Strafbefehl hat 
angesichts des Entwicklungsstandes der sozialistischen 
Gesellschaft in der Deutschen Demokratischen Republik 
schon deshalb wenig erzieherische Wirkung, weil damit 
dem Erfordernis nicht Rechnung getragen werden kann, 
die Werktätigen bei der Mitwirkung an der Leitung und 
Lenkung des Staates auch in immer stärkerem Maße in 
die Bekämpfung der Kriminalität einzubeziehen. Ein 
Strafbefehlsverfahren, das ohnehin wenig progressive 
Auswirkungen auf die verschiedensten Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens hat, wird immer dann ver­
fehlt sein, wenn die betreffende Verletzung der Straf­
gesetze auf einer Mißachtung der Regeln des unmittel­

baren gesellschaftlichen Zusammenlebens beruht. Ins­
besondere beim Auftreten derartiger Konflikte im Pro­
duktionsprozeß, die ein Eingreifen mit dem Mittel des 
Strafrechts erfordern, ist zu ihrer Überwindung außer 
notwendigen strafrechtlichen Sanktionen die Einbezie­
hung breiter Kreise der Werktätigen unerläßlich. Da 
eine gerichtliche Entscheidung durch Strafbefehl diesen 
Anforderungen nicht gerecht werden kann und mithin, 
wenn sie doch ergeht, gegen § 2 StPO verstößt, hätte in 
der vorliegenden Sache das Kreisgericht schon aus die­
sen grundsätzlichen Erwägungen keinen Strafbefehl 
erlassen dürfen.

Aber auch aus tatsächlichen Gründen war der Erlaß 
eines Strafbefehls fehlerhaft.

Die dem Kreisgericht vorgelegenen Ermittlungen lassen 
erhebliche Zweifel an der Schuld des Täters im Sinne 
des zur Anwendung gebrachten Strafgesetzes aufkom- 
men. Außerdem konnte das Kreisgericht nicht allein 
vom Ermittlungsergebnis her entscheiden, ob nicht eine 
Strafe ohne Freiheitsentzug angemessen ist (wird näher 
ausgeführt). Da der sich aus den Akten ergebende Sach­
verhalt darauf hinweist, daß der Beschuldigte mög­
licherweise aus Notwehr (§ 53 StGB) gehandelt hat bzw.
§ 233 StGB zur Anwendung kommen kann, hätte das 
Kreisgericht nicht durch Strafbefehl entscheiden dürfen,. 
sondern die Sache gemäß § 255 Abs. 2 StPO an den 
Staatsanwalt zurückgeben müssen, da nur in einer 
Hauptverhandlung die bestehenden Zweifel geklärt 
werden konnten.

Der Strafbefehl hätte im vorliegenden Fall auch des­
halb unterbleiben müssen, weil der Grad der Gesell­
schaftsgefährlichkeit und die sonstigen Umstände der 
Tat möglicherweise den Ausspruch einer Strafe ohne 
Freiheitsentziehung erfordert hätten. Die Feststellung 
der hierfür maßgeblichen Umstände, insbesondere der­
jenigen, unter denen die Tat begangen wurde, sowie 
das Verhalten des Täters vor und nach der Tat ist je­
doch nur in einer Hauptverhandlung möglich.

Aus den vorstehenden Gründen war der Strafbefehl 
aufzuheben und die Sache an das Kreisgericht zurück­
zuverweisen, das seinerseits die Sache gemäß § 255 
Abs. 2 StPO an den Staatsanwalt zurückzugeben hat.

§§ 352 Abs. 1, 357 StPO.

Kann im Privatklageverfahren auch allein die Kosten­
entscheidung mit Berufung oder Protest angefochten 
werden?

BG Magdeburg, Urt. vom 17. Juni 1961 — II BSB 45/61.

Die Beschuldigte ist im Privatklageverfahren gern. § 221 
Ziff. 3 StPO freigesprochen worden. Die Kosten des 
Verfahrens hat das Kreisgericht den Parteien je zur 
Hälfte auferlegt. Das Kreisgericht begründet die Kosten­
entscheidung damit, die Parteien hätten schon seit Jah­
ren Anlaß zum Streit im Hause gegeben. Deshalb sei es 
nach § 357 Abs. 3 StPO gerechtfertigt, daß beide Par­
teien je zur Hälfte mit den Kosten des Verfahrens be­
lastet würden.
Die Beschuldigte hat wegen der Kostenentscheidung 
Berufung eingelegt.
Dagegen hat die Privatklägerin vorgetragen, eine auf 
die Kostenentscheidung beschränkte Berufung sei unzu­
lässig. Die StPO sehe eine solche Berufung nicht vor, 
und nach den Bestimmungen der ZPO sei sie unzulässig. 
Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Entgegen der Auffassung der Privatklägerin ist die auf 
die Rüge der unrichtigen Kostenentscheidung gestützte 
Berufung zulässig. Zwar enthält die Strafprozeßordnung 
keine ausdrückliche Bestimmung darüber, daß eine Be­
schränkung der Berufung auf die Kostenentscheidung
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